
Besuch entsprechender Lehrgänge wichtige Funktionen 
zu besetzen. Um die Verteidigungsbereitschaft der DDR 
auszuforschen, forderte der BND vom Angeklagten In
formationen über den Aufbau der Kampfgruppe, die 
Bewaffnung, den Stand der Ausbildung, die Komman
deure, die Anleitung, die namentliche Aufstellung der 
Züge und Gruppen u. ä. Besonderes Interesse bestand 
bei den Agenten für die Überlassung von Unterlagen, 
wie Ausbildungs- und Alarmplänen sowie Dokumenten 
der Zentralschule für Kampfgruppenkommandeure. 
Dementsprechend berichtete der Angeklagte über seine 
Aufgaben und Tätigkeit und über die von ihm besuch
ten Lehrgänge unter Angabe des Ortes und der Lage 
der Schule und der Namen der Lehrer bzw. Ausbilder. 
Er beantwortete im wesentlichen alle genannten Fra
gen des BND und überließ ihm zeitweilig auch Doku
mente.
Ferner erhielt der Angeklagte den Auftrag, über Trup
pentransporte der Nationalen Volksarmee und der zeit
weilig in der DDR stationierten sowjetischen Streit
kräfte, über ihre Kampftechnik, Radaranlagen u. a. zu 
berichten. (Wird ausgeführt.)
Bis Ende 1959 informierte der Angeklagte in etwa 
13 Fällen über Militärtransporte, Flugplätze, Flug
betrieb und Treibstoffversorgung, Radaranlagen und 
Schießübungen sowjetischer Einheiten.
Neben der militärischen Spionage oblag dem Ange
klagten auch die Sammlung von Informationen auf 
ökonomischem Gebiet und hier vor allem über den 
VEB Funkwerk Berlin-Köpenick, die sich, wie der In
halt der verlangten Informationen ausweist, jedoch 
ebenfalls als ein Teil des einheitlichen Systems zur Vor
bereitung eines Aggressionskrieges gegen die DDR her
ausstellte. Den BND interessierten alle Fragen: vom 
strukturellen Aufbau des Betriebes über die Produk
tion für die Landesverteidigung bis zur Benennung der 
leitenden Mitarbeiter und die Einschätzung ihres fach
lichen und politischen Wissens.
Der Angeklagte berichtete über die Produktion der Ab
teilung Sendermontage, in der es als Brigadier tätig 
war, insbesondere über die verschiedenen Sender und 
ihre Leistungen. Er offenbarte dem BND die Zeich
nungsnummern von Zwischenstufen und Steuersendern 
für Großsender. Ferner lieferte er Charakteristiken der 
leitenden Funktionäre des Werkes. (Wird ausgeführt.) 
Im Jahre 1965 erhielt der Angeklagte den Auftrag, 
weitere Bürger der DDR für Spionagetätigkeit anzu
werben. Sie sollten funktechnische Erfahrungen haben, 
beruflich und militärisch qualifiziert sein, im gesell
schaftlichen Leben eine repräsentative Stellung ein
nehmen. Der Angeklagte charakterisierte acht Perso
nen, die sich nach seiner Beobachtung für die Anwer
bung eigneten, sowie weitere neun Personen aus sei
nem Verwandtenkreis. Im Jahre 1956 bezog er seine 
Ehefrau in die Spionagetätigkeit ein, die in der Folge
zeit an mehreren Treffs in Westberlin teilnahm und 
auch selbständig Treffs durchführte.
Bei Gesprächen mit den Agenten des Bundesnachrich
tendienstes in Westberlin berichtete der Angeklagte 
über Auswirkungen der politisch-ideologischen Diver
sion der westlichen Imperialisten und über die Re
aktion der Bevölkerung auf bestimmte Maßnahmen 
der Regierung der DDR.
Für seine seit 1953 ausgeübte verbrecherische Tätigkeit 
wurde der Angeklagte vom BND bezahlt.
Seit 1954 hatte der Angeklagte eine größere Anzahl 
Waffen und Munition illegal in Besitz, die er auf ihre 
Funktionstüchtigkeit untersuchte, pflegte und in sei
nem Hausgrundstück versteckte. Bei der Durchsuchung 
wurden 5 Schußwaffen, die alle beschußfähig waren, 
und größere Mengen Munition gefunden. (Wird ausge
führt.)

III
Der Angeklagte F r a n z  hat die in der Beweisaufnahme 
vor dem Obersten Gericht festgestellten Verbrechen 
gegen die Deutsche Demokratische Republik im engen 
Zusammenwirken bzw. als Mitglied Westberliner Ter
rororganisationen sowie im Aufträge und als angewor- 
bener und bezahlter Agent des amerikanischen Ge

heimdienstes begangen. Er war seit 1963 fest in das 
vom US-Geheimdienst organisierte und gelenkte Sy
stem der Spionage, des Menschenhandels und der psy
chologischen Kriegführung einbezogen.
Der Angeklagte Franz hat sich der fortgesetzten staats
gefährdenden Gewaltakte (§ 17 StEG) in Tateinheit mit 
fortgesetzter Verleitung zum Verlassen der DDR (§ 21 
Abs. 1 StEG) und mit unerlaubtem Waffenbesitz (§ 2 
Abs. 1 WaffenVO) schuldig gemacht. Er wirkte in zahl
reichen Fällen an der Vorbereitung und Durchführung 
von Provokationen gegen die Staatsgrenze der DDR 
mit, half unterirdische Stollen in das Hoheitsgebiet der 
DDR vortreiben und zerstörte Grenzsicherungsanlagen. 
Bei diesen Aktionen war der Angeklagte zeitweise mit 
einer Schußwaffe ausgerüstet. Als Mitglied mehrerer 
vom amerikanischen Geheimdienst und von Westberli
ner Senats- und Polizeidienststellen unterstützter Men
schenhändlerorganisationen beteiligte er sich an der 
Vorbereitung und Durchführung von Ausschleusungen 
zahlreicher Bürger der DDR.
Das Oberste Gericht hat wiederholt festgestellt, daß 
Terrororganisationen, wie die Wagner- oder Liebig- 
gruppen, einen planmäßigen Kampf gegen die DDR 
führen und ihre Methoden vor allem im organisierten 
Menschenhandel und in der Bildung von bewaffneten 
Banden zur Durchführung von Grenzprovokationen be
stehen.
Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß der Angeklagte 
zunächst mit der Terroristen- und Schleusergruppe 
Wagner eng zusammenarbeitete und später fest in die 
Liebig-Gruppe eingegliedert wurde, an deren gegen 
die Staatsgrenze der DDR gerichteten verbrecherischen 
Aktionen er sich in zahlreichen Fällen unmittelbar und 
maßgeblich beteiligte. Er hat mit ständig steigender 
Intensität gemeinsam mit anderen Terroristen staats
gefährdende Gewaltakte organisiert und durchgeführt, 
indem er Möglichkeiten für gewaltsame Angriffe gegen 
die Staatsgrenze der DDR erkundete, sich am Bau meh
rerer Agententunnel beteiligte, Grenzsicherungsanlagen 
zerstörte und bewaffnet in das Gebiet der Hauptstadt 
der DDR eindrang. Weiterhin unternahm er es, meh
rere Bürger der DDR im Aufträge dieser Organisationen 
zum Verlassen ihres Staates zu verleiten und nach 
Westberlin zu schleusen.
Die heimtückische Unterminierung der Staatsgrenze der 
DDR zu dem Zwecke, Terroristen in das Gebiet unse
res Staates einzuschleusen, stellt ebenso das Unter
nehmen eines staatsgefährdenden Gewaltaktes dar wie 
das wiederholte bewaffnete Eindringen mit der Absicht, 
die Schußwaffe gegen die Grenzsicherungsorgane der 
DDR anzuwenden, wenn sie sich mit dem verbreche
rischen Handeln der Terroristen nicht einverstanden 
erklären.
Dabei wurde in der Verhandlung vor dem Obersten 
Gericht erneut bestätigt, daß sich die Wahl Westber
lins als Ausgangspunkt und Zentrum bewußt friedens
feindlicher Angriffe gegen die DDR insbesondere aus 
dem Mißbrauch des widerrechtlich aufrechterhaltenen 
Besatzungsregimes, den ständigen rechtswidrigen Ein
mischungen Bonns in die Westberliner Angelegenhei
ten und der Beteiligung amtlicher Westberliner Stellen, 
insbesondere des Senats und der Politischen Polizei, an 
diesem System ergibt.
Dieses gesamte System ist ein schwerwiegender Ver
stoß gegen die allgemein anerkannten Grundprinzipien 
des geltenden Völkerrechts, insbesondere gegen das 
Prinzip des Verbots der Androhung und Anwendung 
von Gewalt in den zwischenstaatlichen Beziehungen.
Dem völkerrechtlichen Gewaltverbot entspricht die 
Friedenspolitik der DDR und der mit ihr verbündeten 
sozialistischen Staaten, die auf dem Prinzip der souve
ränen Gleichberechtigung aller Staaten beruht.
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